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WISSENSCHAFT FÜR 
DIE PRAXIS

Strukturpolitik und Investitionslenkung
Hans-Joachim Bodenhöfer, Berlin

In der Juni< und Oktoberausgabe des letzten und in der Märzausgabe dieses Jahres brachte der 
WIRTSCHAFTSDIENST Beiträge von Prof. Karl Georg Zinn, Prof. Hubertus Adebahr und Sonnlng 
Augstin, Ulrich Steger, Dr. Manfred Krüper und Prof. Werner Meißner zur Frage der Investitions
kontrollen und Investitionspianung. Mit dem folgenden Artikel setzen wir die Diskussion über die 
Investitionslenkung fort.

Das Konzept der konjuni<tur- und wachstums
polltisch orientierten Globalsteuerung des 

Wirtschaftsablaufs als Doktrin einer marktwirt
schaftlichen Prozeßpolitik stößt in der aktuellen 
wirtschaftspolitischen Diskussion zunehmend auf 
Kritik. Im einzelnen handelt es sich dabei um fol
gende Kritikpunkte:

Kritik an der Globalsteuerung

□  Die hinreichende Funktionsweise preisgesteu
erter marktwirtschaftlicher Anpassungsprozesse 
im privaten Sektor, die eine komplementäre Vor
aussetzung des Konzeptes der konjunktur- und 
wachstumspolitisch orientierten Globalsteuerung 
des Wirtschaftsablaufs ist, wird zumindest für 
weite Teilbereiche der Wirtschaft in Zweifel gezo
gen (administrierte Preise und „Produzentensou
veränität“ in oligopolistisch vermachteten Märkten, 
Werbewettbewerb, erweiterter Aktionsraum inter
nationaler Unternehmen etc.);

□  eine gesamtwirtschaftlich orientierte Geld- und 
Fiskaipolitlk beeinflußt nolens volens die struktu
relle Entwicklung im Wachstum (nach Regionen, 
Sektoren bzw. Industrien und Unternehmensgrö
ßen), und zwar vielfach in unerwünschter Weise, 
während umgekehrt die Zielsetzungen und Wir
kungen strukturpolitischer Maßnahmen der staat
lichen Politik für einzelne Teilbereiche konterka
riert werden können;

□  die zunehmende Bedeutung der staatlichen 
Aktivität für die Entwicklung der Grundlagen pri
vatwirtschaftlicher Produktion (Ausbau der Infra
struktur, Bildungswesen, Forschung und Entwick
lung) läßt eine primär auf Globalsteuerung orien
tierte Politik unzureichend erscheinen;

□  der verringerte Wachstumsspielraum und die 
verschärften Anpassungsnotwendigkeiten des 
strukturellen Wandels erhöhen die sozialen 
Kosten einer an gesamtwirtschaftlichen Zielset
zungen orientierten Politik bzw. lassen die Glo
balsteuerung etwa im Hinblick auf das Ziel der 
Preisstabilisierung scheitern;

□  soziale Kosten der privatwirtschaftlichen Pro
duktion und des privaten Konsums (z. B. in Form 
der Umweltbelastung) haben im wirtschaftlichen 
Wachstum zunehmend Fühlbarkeits- und Tole
ranzgrenzen überschritten, nehmen möglicher
weise überproportional zu und machen eine an 
gesamtwirtschaftlich-quantitativen Zielen orien
tierte Wirtschaftspolitik obsolet;

Dr. Hans-Joachim Bodenhöfer, 33, is t Assi
stenz-Professor für VoHiswirtschaftsiehre an 
der Technischen Universität Berlin. Er be
schäftigt sich vorwiegend m it Fragen der 
Bildungs- und Arbeitsökonom ik sowie m it 
Strukturproblemen des wirtschaftlichen 
Wachstums.
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WISSENSCHAFT FOR DIE PRAXIS

□  unabhängig vom Einfluß mangelnden Wettbe
werbs und wirtschaftlicher Macht kann die not
wendige Selbststeuerungsfähigkeit des nicht
staatlichen Bereichs durch nur langsam sich ver
ändernde sozio-kulturell geprägte Verhaltenswei
sen und langfristige Lernprozesse beeinträchtigt 
sein.

Grundlegende Neuorientierung

Solche und ähnliche Überlegungen begründen 
einerseits die Forderung einer Fortentwicklung 
der wirtschaftspolitischen Konzeption der Global
steuerung durch die Abstimmung mit Zielen und 
Maßnahmen einer umfassenden Strukturpolitik 
bzw. durch eine regionale und sektorale Konjunk
turpolitik. Abgesehen von den Möglichkeiten eines 
regionalisierten und sektorspezifischen Einsatzes 
der konjunkturpolitischen Steuerungsinstrumente 
ist weder diese Forderung noch die Problematik 
ihrer Realisierung in der praktischen Wirtschafts
politik neu: Werden gesamtwirtschaftliche und 
strukturpolitische Zielsetzungen, wie umfassend 
letztere auch bestimmt sein mögen, gleichzeitig 
angestrebt, so ergibt sich das Abstimmungspro
blem für Ziele und Maßnahmen eines jeden in 
sich konsistenten Programms zwingend aus der 
Interdependenz der Wirkungen von konjunktur
beeinflussenden und strukturbeeinflussenden 
Steuerungsinstrumenten.

Die Frage ist allenfalls, ob die bislang unbefrie
digenden Ergebnisse einer antizyklischen Global
steuerung einerseits, die eminenten praktischen 
Probleme einer Abstimmung von Globalsteuerung 
und Strukturpolitik (zwischen den verschiedenen 
Ressorts auf einer Ebene der wirtschaftspoliti
schen Entscheidung und zwischen den verschie
denen Entscheidungsebenen wie Bund, Länder 
und Gemeinden) andererseits, hier nicht eine 
grundlegende Neuorientierung der Zielrichtung 
und des Instrumentariums der Globalsteuerung 
nahelegen. Die Frage wäre, ob nicht eine mittel
fristige, trendorientierte gegenüber einer kurz
fristigen, zyklusorientierten Globalsteuerung, die 
sich dann vor allem auf die Regulierung der Geld
mengenexpansion und die Stabilisierung der Kon- 
junktureinflüsse aus dem staatlichen Bereich kon
zentriert, größere Stabilisierungserfolge erwarten 
läßt, als sie bislang mit dem Konzept des 
konjunkturpolitischen „Gegensteuerns“ erreicht 
wurden.

Mit der Trendorientierung der Globalsteuerung 
und einer Reduzierung ihrer Interventionsmenge 
würde sich jedenfalls erstens für die Strukturpoli
tik das Abstimmungsproblem generell vermindern 
und zweitens sich das für die Beeinflussung kon
kreter Zielbereiche tatsächlich einsetzbare Instru
mentarium erweitern und dessen Wirksamkeit er
höhen. Der Bereich der Strukturpolitik erhielte so 
zusätzliche Freiheitsgrade, die eine effizientere 
wirtschaftspolitische Steuerung im Hinblick auf 
die Vermeidung oder Korrektur von Mängeln 
marktgesteuerter Anpassungs- und Strukturwand
lungsprozesse möglich machten.

Forderung nach lnvestitionslenl(ung

Die Kritik an der wirtschaftspolitischen Konzep
tion der Globalsteuerung begründet in der aktuel
len wirtschaftspolitischen Diskussion aber auch 
die Forderung nach einer Investitionsienkung im 
privatwirtschaftlichen Bereich durch spezielle öf
fentliche Instanzen. Eine globale Steuerung der 
Investitionen des privaten Sektors erscheint ins
besondere deshalb ungenügend, weil ein mangel
haft funktionierender marktwirtschaftlicher Koor
dinationsmechanismus der unternehmerischen 
Einzelpläne die privaten Investitionsentscheidun
gen bestimmt und damit — gemessen an den Mar
ginalbedingungen des sozialökonomischen Opti
mums der neoklassischen Theorie — die Entwick
lung der Produktionsstruktur der Gesamtwirt
schaft verzerrt.

Gefordert wird daher eine ex-ante-Koordination 
der Investitionen, die „dafür Sorge tragen 
(müßte), daß sowohl auf makroökonomischer als 
auch auf sektoraler Ebene Kapazitäts- bzw. An
gebotsentwicklung in Einklang steht mit der Nach
frageentwicklung. Chemiefaser- und Aluminium
industrie sind Beispiele dafür, wie leicht sektorale 
Überkapazitäten entstehen können“ ’). Neben der 
Vermeidung von Überkapazitäten und Engpässen 
als quantitativer Dimension der Investitionslen
kung müsse in qualitativer Hinsicht „eine Bran
chenstruktur bestimmt werden, die stärker auf 
die Bedürfnisse der Mehrheit der Mitglieder un
serer Gesellschaft als auf die Kapitalverwertungs
bedingungen einiger Großkonzerne ausgerichtet 
ist“, wie auch ferner „eine Abstimmung zwischen 
privaten und öffentlichen Investitionen, d. h. zu-
’ ) M. K r ü p e r :  Qualitative und quantitative Investitionssteuerung 
Im Kapitalismus, In: WSI-Mitteilungen, 26. Jg. (1973), H. 8, S. 318.
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nächst einmal eine Erhöhung des Anteils der öf
fentlichen Ausgaben am Sozialprodukt“ erforder
lich sei 2).

Insgesamt läuft die Forderung damit darauf hin
aus, daß das gesamtwirtschaftliche Investitions
volumen, der staatliche bzw. private Investitions
anteil und die Struktur der staatlichen und priva
ten Investitionen ex ante zu koordinieren seien, 
wobei allein die Beeinflussung der Struktur der 
Investitionen im privatwirtschaftlichen Bereich als 
eigentlich problematisch erscheint. Für die Reali
sierung eines geplanten bzw. prognostizierten 
gesamtwirtschaftlichen Investitionsvolumens, für 
eine Änderung des staatlichen Anteils und für 
eine rationale Planung der Struktur staatlicher 
Investitionen kann ein umfassendes System der 
Investitionslenkung nützlich sein, doch betreffen 
diese Aspekte weder den wirtschaftspolitischen 
Kern der Forderung, noch ist das traditionelle In
strumentarium prinzipiell ungeeignet, entspre
chende wirtschaftspolitische Ziele zu erreichen.

Problem der Zielformulierung

Für ein System der Investitionslenkung, das für 
die Investitionsstruktur von einer stärkeren Orien
tierung an „gesellschaftlichen Bedürfnissen“ bzw. 
von einem „bedarfsgerechten Gesamtprodukt“ 
ausgehen soll, stellt sich zunächst das Problem 
einer operationalen Zielformulierung. Objektiv er
scheint dieses Problem unlösbar; gleichzeitig je
doch stellt es für die Beurteilung der wirtschafts
politischen Forderung nach Investitionslenkung 
im Hinblick auf ihre Realisierbarkeit lediglich ein 
Scheinproblem dar.

Die lange Diskussion um die Anwendbarkeit wohl
standsökonomischer Kriterien für die Bewertung 
wirtschaftspolitischer Ziele bzw. alternativer wirt
schaftlicher und gesellschaftlicher Situationen so
wie die Analyse demokratischer Abstimmungspro
zesse als Instrument zur Bestimmung gesell
schaftlicher Präferenzordnungen haben die theo
retische Unlösbarkeit des Problems deutlich ge
macht, von der Operabilität der Verfahren für die 
praktische Wirtschaftspolitik ganz abgesehen^).

Der Vorschlag, die Entwicklung der Produktions
struktur an einer Prioritätenliste der Bedürfnisse

zu orientieren, die von individuellem und öffent
lichem Grundbedarf über gehobenen Individual- 
bzw. öffentlichen Zusatzbedarf bis zu privatem 
Luxuskonsum verschiedene Bedarfskategorien 
umfaßt"*), bringt in diesem Sinne die Lösung der 
Aufgabe einer rationalen Begründung von Ent
scheidungsalternativen nicht näher. Die Abgren
zung der Kategorien und die Umsetzung einer 
solchen Bedürfnisskala in operable Bewertungs
kriterien (ist die Deckung der letzten 10®/o des 
gehobenen Individualbedarfs höher zu veran
schlagen als die der ersten 2 0%  des priva
ten Luxuskonsums?) bleiben notwendig offene 
Fragen.

Auf der anderen Seite wird jedoch durch die not
wendige Offenheit der Zielorientierung für ein 
System der Investitionslenkung dieser Bereich 
wirtschaftspolitischer Entscheidungen keineswegs 
gegenüber anderen Bereichen ausgezeichnet: Die 
Bewertung wirtschaftspolitischer Alternativen und 
die rationale Begründung von Entscheidungen 
kann immer nur das Ergebnis kontroverser Dis
kussion in der politischen Öffentlichkeit und in 
den legitimierten Entscheidungsorganen sein. Im 
Prozeß der Entscheidungsbildung werden dabei 
grundlegende, allgemein bestimmte, d. h. inter
pretationsfähige Zielvorstellungen und Kriterien 
einerseits einen Minimalkonsens der Beteiligten 
garantieren müssen, andererseits in zunehmen
der Konkretisierung die Definition jeweils ange
strebter Soll-Zustände und die Auswahl von Maß
nahmen ermöglichen. Dementsprechend sind wirt
schaftspolitische Hauptziele, wie der Katalog des 
Stabilitätsgesetzes®), die Zielvorstellung des Bun
desraumordnungsgesetzes‘ ), des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen 0  etc., interpreta
tionsfähig formuliert. Dies gilt auch für die sozial- 
und wirtschaftspolitischen Zielvorstellungen der 
politischen Parteien, der Gewerkschaften und Ver
bände, von denen im konkreten wirtschaftspoliti
schen Entscheidungsprozeß Zielformulierung, 
Maßnahmenbewertung und mögliche Konflikt
lösung abgeleitet sind. In Analogie dazu muß ein 
System der Investitionslenkung auf interpreta
tionsfähigen allgemeinen Zielvorstellungen basie-

2) Ebenda. Vgl. ferner W. M e i ß n e r ;  Das Profitmotiv muß er
setzt werden, in; Wirtschaftswoctie, Nr. 7 vom 9. 2.1973, S. 54 ff; 
K. G. Z i n n :  Investitionskontrollen und -planung, in; WIRT
SCHAFTSDIENST, 53. Jg. (1973), H. 6, S. 301 ff.; M. K r ü p e r ;  
Methoden und Zieie der Investitionslenkung, in; WIRTSCHAFTS
DIENST, 53. Jg. (1973), R IO , S. 515 ff.; ders. (Hrsg.); Investi
tionskontrolle gegen die Konzerne, Reinbek bei Hamburg 1974; 
W. M e i ß n e r :  Gesellschaftliche Rationalität und Profitmotiv -  
Das Ziel der Investitionslenkung, in; WIRTSCHAFTSDIENST, 
51. Jg. (1974), H. 3, S. 167 ff.
3) Vgl. u. a. J. K. A r r 0 w ; Social Choice and Individual Values, 
New York 1951; E. J. M i s h a n ; Ein Oberbiick über die Wohl
fahrtsökonomik, 1939-1959, in; G. G ä f g e n  (Hrsg.); Grundlagen 
der Wirtschaftspolitik, Köln/Berlin 1966, S. 110-176; J. P a h l k e ;  
Welfare Economics. Grundlage allgemeingültiger wirtschaftspoii- 
tischer Entscheidungen?, Berlin 1960.

<) Vgl. zu diesem Vorschlag von W. Meißner, N. Wieczorek und 
K. G. Zinn M. K r ü p e r ;  Qualitative und quantitative Investi
tionssteuerung . . . , a. a. 0 ., S. 318 ff.
5) Nach § 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. 6.1967 sind wirtschafts- und 
finanzpolitische Maßnahmen so zu treffen, „daß sie im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des 
Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungsstand und außen
wirtschaftlichem Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem 
Wirtschaftswachstum beitragen“ . (BGBL. I, S. 582). 
i)  Nach § 1 des Gesetzes vom 8. 4.1965 wird das allgemeine Ziel 
der Raumordnung bestimmt als; „Das Bundesgebiet ist in seiner 
allgemeinen räumlichen Struktur einer Entwicklung zuzuführen, 
die der freien Entfaltung der Persönlichkeit in der Gemeinschaft 
am besten dient. Dabei sind die natürlichen Gegebenheiten sowie 
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Erfordernisse zu 
beachten." (BGBL. I, S. 306).
7) Die Zielsetzung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun
gen v. 27.7.1957 erschließt sich indirekt aus dem generellen 
Verbot einer „Beschränkung des Wettbewerbs“ (§ 1). (BGBL. I, 
S. 1081).
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ren, die neben im engeren Sinne ökonomischen 
Kriterien (Rentabilität, Sicherung der internatio
nalen Wettbewerbsfähigkeit, Schaffung bzw. Er
haltung von Arbeitsplätzen, räumliche Integration 
etc.) weiterreichende Ziele umfassen werden 
(„Gesellschaftliche Bedürfnisse“, Humanisierung 
der Arbeit, Umweltbelastung etc.).

Entwid^lung von Entscheidungskriterien

Als allgemeine Zielsetzung der Investitionslen
kung läßt sich somit postulieren, gesellschaftliche 
Kriterien der Bedarfsdeckung und Wohlstands
mehrung nicht nur für den Bereich der öffentlichen 
Investitionen voll anzuwenden, „sondern ihnen 
auch mit indirekten oder direkten Mitteln zuneh
mendes Gewicht bei der Ausrichtung privater In
vestitionsentscheidungen zu verschaffen“, und 
zwar gegenüber rentabilitätsorientierten einzel
wirtschaftlichen Kalkülen®). Im Sinne einer offe
nen und konkretisierungsfähigen Zielvorstellung 
könnte darüber hinaus auch einer Bedürfnisskala 
ä la Meißner, Wieczorek, Zinn für die Bewertung

von Alternativen der Produktionsstruktur in kon
kreten Entscheidungsprozessen argumentative 
Relevanz zukommen ’ ).

Die Entwicklung von Kriterien für gesellschafts- 
und wirtschaftspolitische Entscheidungen und die 
Aufgabe einer zunehmenden Präzisierung und 
Operationalisierung von Zielorientierungen der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik verliert, 
wenn man dieser Argumentation folgt, weder als 
theoretisches Problem der Konstituierung einer 
rationalen Politik an Gewicht, noch wird sie für 
die praktische Politik irrelevant, indem Entschei
dungen schlicht auf die relative Machtposition 
gesellschaftlicher Interessen reduziert würden. 
Gegenüber einem technokratischen Verständnis 
rationaler Politik, das Entscheidungsalternativen 
aus vermeintlichen Sachzwängen einer „natur
wüchsigen“ Entwicklung negiert, muß vielmehr 
— in einem pragmatistischen Verhältnis von Wis-

8) Vgl. w. M e i ß n e r ;  Gesellsdiaftliche R a tio n a litä t.. .. a .a .O .. 
S. 136.

’ ) w. M e i ß n e r  geht demgegenüber jedoch von einer Investi
tionsienkung aus, „d ie sich an einer im demokratisch-parlamen
tarischen Verfahren aufgestellten Bedarfsrangskala ausrichtet“ , 
ohne daß diese Vorstellung einer an operationalislerten Zie l
setzungen orientierten gesamtwirtschaftlichen Planung und Len
kung weiter präzisiert wird. (Gesellschaftliche R ationa litä t. . . , 
a. a. O., S. 135; ebenso K. G. Z i n n :  Investitionskontrollen . . . , 
a. a. O., S. 305 ff.).

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Klaus Bolz und Peter PI8tz

ERFAHRUNGEN AUS DER OST-WEST-KOOPERATION

Die vorliegende Studie liefert erstmalig eine detaillierte Analyse der 
Kooperationserfahrungen von Firmen der Bundesrepublik mit Betrieben 
der RGW-Länder (Bulgarien, DDR, CSSR, Polen, Rumänien, UdSSR. 
Ungarn). Auf der Grundlage von reichhaltigem, empirischem Material, 
das zum großen Teil durch die direkte Befragung beteiligter Unter
nehmen gewonnen wurde, werden dabei Art und Umfang der Koope
ration, Größe der Firmen und deren Motive, das Zustandekommen der 
ersten Kontakte, der Ablauf von Verhandlungen, der rechtliche Rahmen 
sowie die spezielle Ausgestaltung der Kooperationsabkommen unter
sucht.

Großoktav, 252 Seiten. 1974, Preis brosch. DM 3 4 ,-

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H H A M B U R G
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senschaft und Politik bzw. von Theorie und 
Praxis — die rationale Diskussion von Entscliei- 
dungsaiternativen im Kontext der gesamtgeseil- 
sctiaftlicfien Entwicklung die Konstituierung ratio
naler Wirtschafts- und Gesellschaftspoiitik aniei- 
ten. Dies gilt auch gegenüber der dezisionisti- 
schen Position, die von politisch zu setzenden, 
letztlich wissenschaftlich nicht diskutierbaren 
Zieiorientierungen und Entscheidungskriterien der 
Politik ausgeht’“). Für die Zielorientierung eines 
Systems der Investitionslenkung bedeutet dies 
konkret, daß Bewertungskriterien nicht als vor
gegebene gedacht werden können oder sich in 
einem ökonomischen Rentabilitätskaikül erschöp
fen können, sondern in rationaler Diskussion im 
Verlauf der Entscheidungsfindung selbst perma
nent entwickelt, überprüft, revidiert und gegen
einander abgewogen werden müssen.

Investitionslenkung durch Branchenausschüsse

Gegenüber den grundlegenden Fragen möglicher 
Zieiorientierungen eines Systems der Investitions
lenkung stehen in den aktuellen wirtschaftspoliti
schen Forderungen neben der Konstatierung er
heblicher Funktionsmängel des Marktsystems die 
institutionell-organisatorischen Aspekte eines sol
chen Systems im Vordergrund, d. h. die Frage, in 
welcher Form, mit welcher Kompetenz wie zusam
mengesetzte Gremien eine ex-ante-Koordination 
von Investitionspiänen erreichen sollen. Vorge
schlagen wird insbesondere eine Abstimmung der 
Investitionspläne im Rahmen sektoraler Wirt
schaftsräte (Branchenausschüsse), die Vertreter 
der Arbeitnehmer, der Unternehmen und des 
Staates umfassen "). Die Koordination der Inve
stitionsplanung der Unternehmen im Rahmen der 
Branchenausschüsse würde weitgehend informell 
erfolgen, d. h. durch Verbesserung des Informa
tionsstandes und der Markttransparenz, durch die 
Erstellung von Marktprognosen und die Abgabe 
von Empfehlungen. Zudem wären strukturpoii- 
tische Eingriffe des Staates (Investitionsbeihilfen, 
Bürgschaften, Stillegungsprämien etc.) zu koordi
nieren bzw. anzuregen.

Charakteristisch ist jedoch, daß sich entspre
chende Forderungen zur Investitionslenkung 
durch Branchenausschüsse auf aktuelle Struktur
krisen in einzelnen Wirtschaftszweigen beziehen, 
d. h. zunächst ad-hoc-Vorschläge zur Bewältigung 
aufgetretener Fehlentwicklungen darstellen (z. B. 
Überkapazitäten in der Aluminium- und Ghemie- 
faserindustrie). Hierbei handelt es sich um Indu
striezweige mit relativ homogener Massenproduk
tion und oligopolistischer Angebotsstruktur. Zur

Lösung von Strukturkrisen z. B. in der Textil-, Be- 
kleidungs- oder Lederindustrie oder im Einzel
handel und in der Landwirtschaft wurden entspre
chende Forderungen nicht erhoben und erschei
nen von vornherein wenig praktikabel. Sonder- 
fäile sind schließlich solche Industrien, deren Ent
wicklung bereits wesentlich durch strukturpoli
tische Maßnahmen des Staates oder durch den 
Staat als Hauptnachfrager bestimmt wird und die 
in ihren Investitionsentscheidungen damit zumin
dest indirekt und informell von politischen Ent
scheidungen abhängig sind (z. B. Steinkohlen
bergbau und andere Bereiche der privaten Ener
giewirtschaft, Luft- und Raumfahrtindustrie, Be
reiche mit starker Abhängigkeit von staatlicher 
Förderung von Forschung und Entwicklung).

Offene Fragen

Während nun die mögliche Leistungsfähigkeit von 
Branchenausschüssen zur Verminderung der pri
vaten und sozialen Anpassungskosten im Fall auf
getretener Fehlentwicklungen nicht in Zweifel ge
zogen zu werden braucht, bleiben gegenüber der
artigen ad-hoc-bestimmten wirtschaftspolitischen 
Forderungen eine Reihe von Problemen offen. So 
ist zu fragen, welche Indikatoren mangelnder 
Funktionsfähigkeit des Marktmechanismus die 
Notwendigkeit einer ex-ante-Koordination von In
vestitionsplänen anzeigen können und welche 
strukturellen Bedingungen gegeben sein müssen, 
damit Branchenausschüsse eine effiziente Len
kung der Investitionen leisten können (insbeson
dere Unternehmens- und Güterstruktur des An
gebots, Art und Höhe des technischen Fortschritts 
sowie außenwirtschaftliche Verflechtung ’ )̂ einer 
Industrie). Von einem effizienten System der In
vestitionslenkung könnte dabei nur gesprochen 
werden, wenn es dazu dient, langfristig das Aus
maß des Auftretens von Fehlinvestitionen gegen
über einem marktgesteuerten Anpassungssystem 
zu reduzieren, ohne daß gleichzeitig andere gra
vierende Effizienzeinbußen durch das System in
duziert werden (verminderter Wettbewerb durch 
Investitions- oder Quotenkartelle, abgestimmte 
Verhaltensweisen u. a. m.).

Weiter ist zu fragen, welche Konsequenzen für 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung sich aus 
einem Nebeneinander ex-ante-koordinierter In
vestitionsentscheidungen in einzelnen Industrien 
und der marktkoordinierten Entwicklung des üb-

'») Vgl. zur Entwicklung dieser Modelle des Verhältnisses von 
Wissenschaft und Politik und zu den Implikationen eines „prag
matistischen" Modells J. H a b e r m a s :  Verwissenschaftlichte 
Politik In demokratischer Gesellschaft, In: H. K r a u c h  u. a. 
(Hrsg.): Forschungsplanung, München/Wien 1966, S. 130 ff.

” ) Vgl. u. a. M. K r ü p e r :  Aluminiumkrise planvoll beseitigen, 
in: Pressedienst der , IG Chemle-Papier-Keramik vom 29.3.1973; 
ders.: Qualitative und quantitative Investitionssteuerung . . . .  
a. a. 0 ., s. 320 ff.
12) Zu diesem Punkt wird zwar auf „Möglichkeiten der branchen
umfassenden investitlonssteuerung auf EWG- und OECD-Ebene“ 
als Desiderat zum Beispiel für einen zu konstituierenden Alu
miniumausschuß hingewiesen, doch bleiben die damit verbunde
nen Fragen unerörtert. Vgl. M. K r ü p e r :  Qualitative und quan
titative investitlonssteuerung ..., a .a .O ., S. 322. Vgl. ferner: 
Pressenachrichten der IG Metall XXII/95 vom 17. Mai 1973.
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rigen privatwirtschaftlichen Bereichs ergeben 
bzw. umge!<ehrt, ob die Planung einzelner Bran
chen in speziellen Ausschüssen ohne Bezug zur 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsstruktur erfol
gen kann. Dies führt schließlich zu der Frage, in 
welchem Umfang ein System der Investitionslen
kung durch Branchenausschüsse den Ausgangs
überlegungen zur Kritik einer lediglich global
steuernden Wirtschaftspolitik Rechnung tragen, 
d. h. zu einer Verbesserung der gesamtwirtschaft
lichen Lenkungsmechanismen beitragen kann 
und nicht nur zu einer partiellen Korrektur von 
Ergebnissen der Marktsteuerung führt.

Ähnlichkeit mit der Planification

Aufgabe und Funktionsweise eines Systems der 
Investitionslenkung durch Branchenausschüsse 
entsprechen im wesentlichen dem Modell der 
französischen Planification, in deren Rahmen 
„Modernisierungskommissionen“ für die einzel
nen Wirtschaftszweige eine Abstimmung der sek
toralen Entwicklung mit den gesamtwirtschaft
lichen Planzielen leisten sollen ’ )̂. Die Struktur
entwicklung im wirtschaftlichen Wachstum ist da
mit auf ein mehrjähriges gesamtwirtschaftliches 
Entwicklungsprogramm bezogen. Die Planung er
folgt „indikativ“, d.h. eine ex-ante-Koordination 
von Investitions-, Produktionsplänen etc. im pri
vatwirtschaftlichen Bereich soll durch die Orien
tierung der Unternehmensentscheidungen an den 
Plangrößen strukturell gleichgewichtigen Wachs
tums erfolgen (verstärkt durch staatliche Steue
rungseingriffe zur Realisierung einer plankonfor
men Entwicklung).

Dieses französische Modell einer indikativen Pla
nung unter Beteiligung des Staates und relevanter 
gesellschaftlicher Gruppen scheint damit im Hin
blick auf die Aufgabe einer primär globalsteu
ernden staatlichen Wirtschaftspolitik zugunsten 
einer umfassenden Strukturpolitik bzw. letztlich 
im Hinblick auf die gesellschaftliche Rationalität 
der wirtschaftlichen Entwicklung den verschiede
nen Konzepten einer partiellen Investitionslen
kung überlegen, wie sie aus aktuell krisenhaften 
Entwicklungen begründet werden. Auf der ande
ren Seite hat jedoch eine lange Diskussion des 
französischen Modells der Planification, wie sie 
gerade auch in der Bundesrepublik geführt 
wurde’“*), hinreichend deutlich gemacht, daß ge
wichtige ökonomische Einwände gegen die Lei
stungsfähigkeit dieses Systems vorgebracht wer
den können. So ist vor allem auf die Inflexibilität 
einer Mehrjahres-Planung der wirtschaftlichen 
Entwicklung bzw. auf Fehlentwicklungen durch

planorientierte statt anpassungsflexibler unterneh
merischer Entscheidungen, auf das wettbewerbs
beschränkende Potential der Zusammenarbeit 
in den Modernisierungskommissionen, auf die 
Quasi-Garantie der Rentabilität plankonformer In
vestitionen durch den Staat und auf die Tendenz 
zunehmender interventionistischer Lenkungsein
griffe und Dirigismen des Staates zur Realisierung 
der Planentwicklung hinzuweisen.

Fragwürdige Leistungsfähigkeit

Gegenüber einer indikativen Planung und indirek
ter Investitionslenkung auf der Ebene einzelner 
Branchen oder für die Gesamtwirtschaft werden 
in der aktuellen wirtschaftspolitischen Diskussion 
auch sehr viel weiterreichende Forderungen einer 
normativen zentralen Planung und einer entspre
chenden Investitionskontrolle erhoben, wenn nicht 
die Forderung einer Verstaatlichung zumindest 
der Großunternehmen und des Bankensystems 
zum Zweck der investitionskoordination. So wird 
von Zinn ein System von Investitionskontrollen 
vorgeschlagen, das über eine Anzeigepflicht für 
Investitionen und ein Genehmigungsverfahren die 
Entwicklung der Produktionsstruktur direkt steu
ern und an einer demokratisch-parlamentarisch 
legitimierten „Bedarfsrangskala“ als Ausdruck 
gesamtgesellschaftlicher Bedürfnisse und Zielvor
stellungen ausrichten soll ’=).

Ein solches Konzept scheint jedoch die Steue
rungskapazität einer zentralen Kontrollinstanz 
(Informationsbeschaffung, Informationsverarbei
tung, Rückkoppelungsprozesse) weit zu über
schätzen, wenn nicht in der Praxis das System 
durch hoch angesetzte Bagatellgrenzen, Aus
nahmeregelungen etc. nur für einige wenige Wirt
schaftszweige und große Unternehmen wirksam 
werden soll. Die Leistungsfähigkeit einer zentra
len Investitionskontroile wird damit fragwürdig, 
zumindest jedoch ihre Eignung, weiterreichende 
Zielsetzungen einer Investitionssteuerung (gegen
über etwa einer Kontrolle wirtschaftlicher Macht 
von Großunternehmen) zu erreichen. Neben all
gemeineren ordnungspolitischen Einwänden und 
offenen pianungstheoretischen und -technischen 
Fragen ist schließlich auch auf das zentrale Pro
blem der Festlegung und operationalen Bestim
mung von gesamtgesellschaftlichen Bedürfnissen 
und Zielsetzungen hinzuweisen, die so konkret 
erfolgen müßte, daß daraus Entscheidungskrite
rien für alternative Investitionsvorhaben abgelei
tet werden können ’ )̂.

13) Zum Modell der französischen Planification vgl. u. a. P. 
M a s s é :  Les principes de la planification française, W eltwirt
schaftliches Archiv, Bd. 92, I (1964); V. C. L u t z ;  Zentrale Pla
nung für die Marktwirtschaft -  Eine Untersuchung der französi
schen Theorie und Erfahrung, Tübingen 1973.

'<) Vgl. u. a. V. C. L u t z ,  a. a. O.; Günter H e d t k a m p :  Pla
nification in Frankreich, Köln 1968; Karlheinz K I e p s : Lang
fristige Wirtschaftspolitik in Westeuropa, Freiburg i. Br. 1966.
15) Vgl. K. G. Z i n n :  Investitionskontrollen . . .  , a. a. 0. 
i ‘ ) Vgl. Im übrigen zu dem von Zinn vorgeschlagenen Konzept 
die Diskussionsbeiträge von H. A d e b a h r  und S. A u g s 11 n , 
U. s t e g e r  und M.  K r ü p e r  sowie die Replik von K. G. 
Z i n n , in: WIRTSCHAFTSDIENST, 53. Jg. (1973), H. 10, S. 504-521.
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Einwendungen, die sich gegen eine gesamtwirt
schaftliche Planung nach französischem Modell 
und gegen die al<tuellen Forderungen einer Inve
stitionslenkung Vorbringen lassen, bedeuten nicht 
unbedingt das Fehlen einer wirtschaftspolitischen 
Alternative zum Primat der konjunkturpolitischen 
Globalsteuerung, die durch partielle Ansätze einer 
unzureichend koordinierten sektoraien und regio
nalen Strukturpolitik ergänzt wird.

Eine Alternative könnte insbesondere darin be
stehen, daß die Entscheidungsgrundlagen und 
Rahmenbedingungen der staatlichen wie der Un
ternehmenspolitik durch die Vorlage detaillierter 
Strukturuntersuchungen, detaillierter Strukturpro
gnosen und alternativer Strukturprojektionen der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung verbessert 
und qualitativ verändert werden. Analog zur Funk
tion des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im Rah
men der konjunkturpolitischen Globalsteuerung 
wäre hierzu ein Sachverständigenrat (zur Begut
achtung des wirtschaftlichen und sozialen Wan
dels) vorstellbar, der

□  periodisch Untersuchungen des Strukturwan
dels im wirtschaftlichen Wachstum voriegt,

□  eine periodische Bestandsaufnahme der staat
lichen Maßnahmen und eine Wirkungsanalyse der 
Strukturpolitik unternimmt,

□  Status-quo-Prognosen der sozio-ökonomischen 
Entwicklung erstellt und
□  Alternativprojektionen möglicher Zukunftsent
wicklungen zur Diskussion stellt ’O-

Die laufende Überprüfung der staatlichen Struk
turpolitik im Hinblick auf Zielerreichung und Ziel
konflikte, Effizienz der Maßnahmen, Maßnahmen
koordination etc. ist notwendig, um durch die 
Kontrolle aller Einzelprogramme deren Abstim
mung im Zeitverlauf zu sichern und eventuelle 
Planrevisionen mit der tatsächlichen Entwicklung 
rückzukoppeln. Status-quo-Prognosen als Verlän
gerung gegebener Entwicklungstrends und ihrer 
Einflußfaktoren in die Zukunft haben die Funk
tion, mögliche Fehlentwicklungen — gemessen
'?) Die 1971 von der Bundesregierung berufene „Kommission für 
w irtsdiaftiic iien und sozialen Wandel“ hat gegenüber dem hier 
vorgeschiagenen Modell einmalig die allgemeine Aufgabe, die 
mit dem technischen, wirtschaftlichen und sozialen Wandel zu
sammenhängenden Auswirkungen und Aufgaben Im Hinblick auf 
eine Weiterentwicklung der Gesellschaftspolitik zu untersuchen 
und Wirtschafts-, sozial- und bildungspolitische Gestaltungsmög
lichkeiten aufzuzeigen. Gegenüber einer Vielzahl einzelner For
schungsaufträge im Auftrag der Kommission liegt das vorgese
hene Schlußgutachten der Kommission noch nicht vor.
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an allgemeinen strukturpolitischen Zielsetzungen 
-  frühzeitig erkennbar zu machen und alternative 
Vermeidungsstrategien offenzulegen. Alternativ
projektionen würden darüber hinaus realisierbare 
künftige Strukturen und deren ökonomische und 
gesellschaftliche Auswirkungen und Maßnahmen 
zu ihrer Verwirklichung aufzeigen müssen (z. B. 
Umfang der Ausländerbeschäftigung, alternative 
Anpassungsprozesse des sektoralen Strukturwan
dels, Struktur der Energieversorgung, des Ver
kehrssektors etc.).

Vorzüge des Modells

Im Wege verbesserter Information und erhöhter 
Transparenz der künftigen Entwicklung und im 
Wege öffentlicher Diskussion von alternativen so
zio-ökonomischen Entwicklungszielen wäre hier
mit ein wirksames Instrument indirekter, informel
ler ex-ante-Koordination von Unternehmensent
scheidungen gegeben, das eine an gesamtwirt
schaftlichen Zusammenhängen und Zielsetzungen 
orientierte Entwicklung sicherstellen könnte. Dar
über hinaus wäre jedoch dieses Modell geeignet, 
im Verhältnis des privatwirtschaftlichen zum staat
lichen Sektor und für den staatlichen Sektor 
und seine Einzelbereiche selbst eine eher kurz
fristige konjunkturpolitische Orientierung sowie 
den Folgecharakter öffentlicher gegenüber pri
vaten Investitionen aufzuheben, und zwar zu
gunsten längerfristiger, aus dem Zusammenhang 
der sozio-ökonomischen Entwicklung begründeter 
Zielsetzungen und Strategien. Für die bislang be
reits praktizierten Ansätze einer sektoralen und 
regionalen Strukturpolitik auf den verschiedenen 
Entscheidungsebenen, für spezielle direkte Ein
griffsmöglichkeiten des Staates (etwa Gebote und 
Verbote der Umweltpolitik) und für die Entwick
lung der verschiedenen Bereiche der Staatsaktivi
tät (materielle und soziale Infrastruktur, Biidungs- 
wesen, Arbeitsmarktpolitik etc.) wäre hiermit eine 
konsistente Zielorientierung und ein koordinierter

Maßnahmeneinsatz sehr viel eher sicherzustellen 
als unter den gegebenen Bedingungen eines un
zureichenden gesamtwirtschaftlichen und länger
fristigen Bezugs der einzelnen Entscheidungen '®).

Beim Aufbau einer entsprechenden Informations-, 
Prognose- und Planungskapazität lassen sich 
durch eine institutionelle Ausformung analog zum 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge
samtwirtschaftlichen Entwicklung die ordnungs
politischen und Effizienz-Einwendungen ausräu
men, wie sie gegen das „kollektive Prognostizie
ren“ (P. Massé) im französischen Modell vorzu
bringen sind. Auch unter dem gesellschaftspoliti
schen Aspekt scheint eine Diskussion alterna
tiv realisierbarer Entwicklungen im wirtschaft
lichen Wachstum — d. h. einer ausgewogenen 
und an gesellschaftlichen Bedürfnissen orientier
ten Produktionsstruktur, einer Zunahme der staat
lichen Investitionen und Dienstleistungen in be
stimmten Bereichen sowie der konkreten Zielset
zungen und Maßnahmen der sektoralen und re
gionalen Strukturpolitik und anderer Aspekte des 
sozio-ökonomischen Strukturwandels — in einer 
breiteren politischen Öffentlichkeit dem Prozeß 
der Abstimmung in gruppengeprägten Gremien 
unter Beteiligung des Staates, jedoch mit eher 
formaler Mitwirkung des Parlaments und unter 
weitgehendem Ausschluß der Öffentlichkeit, vor
zuziehen zu sein. In Verbindung mit einer konse
quent betriebenen Wettbewerbs- und Verbraucher
politik scheint dieses Instrument vorrangig dazu 
geeignet, die verfolgte wirtschaftspolitische Kon
zeption über die kurzfristig orientierte Global
steuerung hinaus den weiterreichenden Anforde
rungen und Ansprüchen anzupassen, wie sie ver
änderte Bedingungen des Wachstums an die Wirt
schaftspolitik stellen.
'S) Zum Konzept einer Strukturpolltik der „selektiven Angebots
steuerung" mit ähnlicher Zielsetzung vgl. auch C. N o é : Die 
Marktwirtschaft wird besser, in: Wirtschaftswoche, Nr. 22 v. 24. 5. 
1974, S. 62 f f „  und kritisch hierzu M. K r ü p e r :  Demokratische 
Kontrolle muß sein, in: Wirtschaftswoche, Nr. 27 v. 28.6.1974, 
S. 64 ff.
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